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I.　Streitfrage Souveränität

　Ingeborg Maus bekämpft ihre wissenschaftliche Karriere hindurch den falschen 

Verdacht gegen den Souveränitätsbegriff in deutschen Verfassungsdebatten. Be­

zeichnend dabei ist nicht nur die Intensität ihrer Verteidigung der Souveränität, 

sondern auch ihr Verständnis dieses Begriffs selbst. Volkssouveränität gilt zwar 

traditionell als essentielles Element der modernen Verfassung, trotzdem wird im­

mer darüber gestritten, was sie bedeutet. 

　Z.B. erläutert das Bundesverfassungsgericht, dass die Volkssouveränität fest­

lege, „daß das Volk die Staatsgewalt, deren Träger es ist, außer durch Wahlen 

und Abstimmungen durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehen­

den Gewalt und der Rechtsprechung ausübt“. Die Akte dieser Organe müssten 

„sich auf den Willen des Volkes zurückführen lassen und ihm gegenüber verant­

wortet werden“. Also fordere die Volkssouveränität von allen Staatsgewaltstätig­

keiten den „Zurechnungszusammenhang zwischen Volk und staatlicher 

Herrschaft“, m.a.W. „ein[en] hinreichende[n] Gehalt an demokratischer Legitima­

tion“. Als Legitimierungssubjekt gelte dabei nur „das Volk als eine zur Einheit 

verbundene Gruppe von Menschen“, das deutsche Volk, das mit „den dauerhaft 

einer bestimmten staatlichen Herrschaft Unterworfenen“ nicht identisch sei.  Also 

sei Ausländerwahlrecht mit der Volkssouveränität unvereinbar, deshalb verfas­
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sungswidrig.

　Außerdem könne nur das gesamte Volk die Staatsgewalt legitimieren, deswe­

gen sei die Partizipation der von Verwaltungsakten „jeweils Betroffenen“ an dem 

Entscheidungsverfahren eigentlich undemokratisch. Die vollziehende Gewalt 

könne nur durch die parlamentarisch gewählte und verantwortliche Regierung le­

gitimiert werden. Dadurch entsteht die bekannte Formel der „ununterbrochenen 

Legitimationskette“. Jeder Amtsträger müsse von einem seinerseits schon perso­

nell legitimierten Amtsträger bestellt werden. In den Verwaltungsbehörden fange 

die Kette mit den Ministern, die allein parlamentarisch legitimiert würden, an und 

gehe weiter von oben nach unten. Auch die Gebundenheit der Amtsträger an die 

Weisungen von oben sei für die inhaltliche Legitimation der Verwaltung uner­

lässlich. Volkssouveränität wird letztendlich als eine Forderung nach strenger Hi­

erarchie uminterpretiert! Das Bundesverfassungsgericht erklärt infolgedessen die 

Erweiterung der Befugnis der Personalräte in Verwaltungsbehörden, deren Mit­

glieder natürlich nicht von den Vorgesetzten gewählt werden, für mit der Volks­

souveränität unvereinbar, deshalb verfassungswidrig.

　Das Carl Schmitt’sche Volksverständnis des Bundesverfassungsgerichts ist im­

mer wieder kritisiert worden. Maus selbst hebt hervor, dass das Volk der Volks­

souveränität von allen substanziellen Eigenschaften aufgelöst und „nur noch nega­

tiv definiert“ werde. „[Z]um ‚Volk‘ gehören alle, die nicht in den Staatsapparaten 

sitzen“. „Die Exekutive ist so – nach einer Formulierung Rousseaus – nur der 

Zwischenträger der Gesetzesbefehle, die das Volk als Souverän sich selbst (das 

heißt aber im Anwendungsfall: den einzelnen Mitgliedern des Souveräns) gibt“. 

Volkssouveränität bedeutet also die Kontrolle der „gesellschaftliche[n] Basis“ über 

die Staatsgewalt und schließt aus ihrem Trägerkreis keinen Gesetzesadressaten 

aus. Die Substanzialisierung des Volksbegriffs beim Bundesverfassungsgericht 

steht der Aufklärungsabsicht der Volkssouveränität entgegen.
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　Ein weiterer wichtiger Unterschied zwischen Maus und dem Bundesverfas­

sungsgericht liegt im Verständnis des Verhältnisses zwischen Volkssouveränität 

und Gewaltenteilung. Das letztere legt Volkssouveränität als Forderung nach der 

demokratischen Legitimierung aller Akte der Staatsgewalt einschließlich Verwal­

tung und Rechtsprechung aus. Das einzige Volk müsse auf die gesamte Staatsge­

walt Einfluss haben. Die Volkssouveränität selbst setze also die Gewaltenteilung 

nicht voraus und stehe dazu eigentlich im Gegensatz. Maus betont immer gerade 

im Gegenteil den inneren Zusammenhang zwischen beiden Verfassungsprinzipien. 

„Das Volk (unmittelbar oder repräsentativ vermittelt) hat nur – aber auch alle – 

gesetzgebende Gewalt (d.h.: Souveränität), welche an dem Verbot zu individuellen 

Regelungen ihre funktional gewaltenteilige Grenze findet. Umgekehrt sollen wed­

er Exekutive noch Judikative, die auf die Regelung spezieller Fälle beschränkt 

sind, Mitwirkung bei der Gesetzgebung haben“. „Die Forderung, alle Souveränität 

»ungeteilt« im Volk zu konzentrieren, ist mit der Forderung der Gewaltenteilung 

zwischen Gesetzgebung und Exekutive identisch“. 

　Wenn man Volkssouveränität als Forderung nach der Demokratisierung aller 

Staatsapparate verstehen würde, dann würde man ein ihr gegenüberstehendes 

Prinzip brauchen, um die Überschreitung der Demokratie zu hemmen. Maus er­

widert, dass es eben der Zweck der Volkssouveränität sei, sowohl „die Tyrannei 

der Staatsapparate“ als auch „die Tyrannei des Volkes“ durch ein solche geteilte 

„Allokation politischer Macht“ zu verhindern. „[D]ie radikale Volkssouveränitäts­

theorie mißtraut nicht nur den Staatsapparaten, sondern auch dem »Volk«.“ 

„Freiheitssicherung liegt ... im Antagonismus zwischen gesetzgebender Souveräni­

tät des Volkes und den rechtlich gebundenen, das staatliche Gewaltmonopol  

handhabenden Staatsapparaten insgesamt“. Die Volkssouveränität bringe die Exe­

kutive und Judikative nicht in die Nähe vom Volk, sondern binde gesetzlich diese 

im Grunde antagonistisch dem Volk gegenüberstehende Staatsgewalt. Die diesen 
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Gegensatz wegwischende „Dämonisierung“ der Volkssouveränität würde ihre an­

geblich totalitaristische Gefahr heranziehen und ihre Verdrängung sowie 

schließlich die Unabhängigkeit der Staatsapparate vom Souverän rechtfertigen, 

trotzdem gerade dadurch „die Tyrannei der Staatsapparate“ eingeladen würde.

　Bei dieser überzeugenden Theoriebildung scheint es mir aber bemerkenswert, 

dass Maus die Repräsentanten des Volkes, die Parlamentarier, als „Nichtfunktio­

näre“ klassifiziert. „Volkssouveränität kann sich gleichermaßen durch basisde­

mokratische oder durch repräsentative Gesetzgebung verwirklichen, wobei im 

allgemeinen nur letztere als begründungsbedürftig angesehen wird“. Die Mei­

nungsverschiedenheit über die repräsentative Gesetzgebung zwischen Kant und 

Rousseau hindert Maus daran nicht, sie beide zu den Theoretikern der Volkssou­

veränität zu zählen. Die Idee der Volkssouveränität lasse u.a. je nach der Größe 

der Staaten pragmatisch „mehrere Möglichkeiten der Realisierung“ zu. Diese 

Flexibilität, die in der im Übrigen sehr strengen Demokratietheorie Maus’ un­

gewöhnlich klingt, scheint mir, einem Japaner, deswegen bemerkenswert, weil in 

Japan die Volkssouveränität vor allem als Prinzip der Machtteilung zwischen 

Volk und Parlament behandelt wird. Ich möchte daher nun die Souveränitätsdis­

kussion in Japan berichten. Ich identifiziere in ihr ein großes Problem, aber auch 

Ansätze zum sachlichen Verständnis der Realisierungsmöglichkeiten der Volks­

souveränität.  

II.　Souveränitätsdiskussion in Japan 

　Die heutige Japanische Verfassung, die 1946 erlassen wurde, erkennt Volkssou­

veränität ausdrücklich an. Sie erklärt in der Präambel, „Die Souveränität steht 

dem Volke zu.“ und noch einmal in Art.1 „Die Stellung des Tennos beruht auf 

dem gesamten Willen des souveränen Volkes“. Dieser Satz drückt aus, dass die 

wichtigste Bedeutung der Volkssouveränität der neuen Verfassung in der Vernei­
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nung der Tennosouveränität der imperialen Vorkriegsverfassung liegt. Toshiyoshi 

Miyazawa, der der einflussreichste Verfassungsrechtler der frühen Nachkriegszeit 

war, hatte schon 1946 die sogenannte „August Revolution“-These vorgeschlagen, 

die so berühmt geworden ist, dass sie für alle japanischen Lehrbücher des Verfas­

sungsrechts noch heute unentbehrlich ist. Obwohl die neue Verfassung formal als 

eine Änderung der alten verabschiedet wurde, betrachtete Miyazawa dieses Ver­

fahren als neue Verfassunggebung, weil die verfassunggebende Gewalt vom 

Tenno zum Volk gewechselt hatte. Wann und wie hatte dieser revolutionäre 

Wechsel stattgefunden? Miyazawa antwortete, dass bei der Kapitulation vom Au­

gust 1945 die Siegermächte erklärte, dass das politische Regime Japans vom frei­

en Willen des japanischen Volkes bestimmt werden solle. Die Aufnahme dieser 

Bedingung widerspreche der Tennosouveränität und bedeute eine Revolution. Da­

nach blieb zwar eine Weile formal die alte Verfassung in Kraft, aber die Sou­

veränität sei bereits dem Volk zugekommen. Die neue Verfassung solle als 

Ergebnis der Ausübung seiner neuen Souveränität interpretiert werden.

　Diese „August Revolution“-These hat großen Erfolg gehabt, weil sie den ge­

schichtlichen Bruch mit der Vergangenheit und den demokratischen Charakter 

der neuen Verfassung verdeutlicht hat. Aber, ich meine, sie hat auch große Ne­

beneffekte. Miyazawa definierte die Souveränität als „die die Politik des Staates 

schließlich entscheidende Macht“. Das Wort „schließlich“ bedeutet, dass die Sou­

veränität nicht unbedingt auf „die die Politik tatsächlich bestimmende Macht“, 

sondern auf das Legitimierungssubjekt der staatlichen Herrschaft hindeute. Ein 

solches Verständnis nahm er auf, weil er sich bemühte, auf die konservative 

These zu antworten, dass selbst unter der alten Verfassung der Wille des Volkes 

im Allgemeinen respektiert worden sei und dass der unglückliche Militarismus in 

den vergangenen zehn Jahren, der den Tenno zum lebenden Gott erhoben und 

den Untertanen absoluten Gehorsam abgefordert hatte, nur eine Ausnahmeperi­
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ode darstellte. Diese These verleugnete also die grundstürzende Bedeutung des 

Regimewechsels nach dem Weltkrieg. Miyazawa widersprach ihr, indem er den 

von niemandem zu verleugnenden theoretischen Wechsel des Subjekts, das letz­

ten Endes die japanische Politik legitim bestimmen kann, als „kopernikanische 

Wende“ hervorhob. 

　Ein solches „ideelles“ Verständnis der Volkssouveränität konnte zwar die neue 

verfassunggebende Gewalt des Volkes gut erläutern, aber es kann keine wichtige 

Rolle in der alltäglichen Politik spielen. Die normale Gesetzgebung und die Kon­

trolle der Regierungspolitik wurden nicht als Bereiche des Souveränitätsproblems 

angesehen. Nach der Umwälzungszeit wurde in der parlamentarischen Politik die 

Souveränitätsdiskussion zwischenzeitlich beiseitegelegt. In den 60er Jahren pro­

testierten aber auch in Japan die linken Studenten- und Massenbewegungen ge­

gen die konservative Regierungspolitik sehr heftig. Sie machten auf den angeblich 

großen Riss zwischen Volk und Parlament, dessen Mehrheit bei jeder Wahl die 

konservative LDP besetzt, aufmerksam. Sie glaubten, dass der Riss von dem 

herrschenden System, z.B. dem damaligen verzerrten Wahlsystem sowie dem un­

gerechten Geldeinsatz in Politik, herrühre. Die Parlamentsmehrheit und die auf 

ihr beruhende Regierung sahen als politische Herrscher identisch aus. Linke Ver­

fassungsrechtler, deren Hauptfigur Yasuo Sugihara hieß, reagierten auf diese Sit­

uation mit der Rehabilitierung der Volkssouveränität. Die Souveränitätsdiskussion 

lebte auf mit der Absicht, gegen das Parlament die eigentliche politische Macht 

des Volkes geltend zu machen.  

　Sugihara zog Rousseau als Vater der Volksouveränität heran, beeindruckt ins­

besondere von seiner bekannten Kritik an der Repräsentierbarkeit der volonté gé-

nérale. Er kritisierte jenes Verständnis der Volkssouveränität, das die Unabhän­

gigkeit der Parlamentarier von dem sie wählenden Souverän erlaubt. Volkssou­

veränität im progressiven Sinn, souveraineté populaire, bedeute eigentlich Direkt­
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demokratie. Außerdem bedeute sie, dass alle Staatsgewalt einschließlich der 

Exekutive dem real existierenden Volke zukomme. Sie ermögliche, mit der so er­

oberten Staatsgewalt die alte Gesellschaftsstruktur zu zerbrechen und die unter­

drückte Arbeiterklasse zu befreien. Er interpretierte die von Rousseau betonte 

Subordinierung der Regierung unter den Souverän als die Forderung, dass das 

Volk auch die vollziehende Gewalt besitzen solle. Daraus folgt der Schluss, dass 

Rousseau die Gewaltenteilung verneine. Volkssouveränität stehe der eigentlich 

bürgerlichen Ideologie der Gewaltenteilung eher entgegen. Die Garantie der Frei­

heit werde in der Teilnahme der Bürger nicht nur an der Gesetzgebung, sondern 

an den Tätigkeiten der Staatsgewalt insgesamt gefunden.  

　Diese These erzeugte eine Reihe von Repliken (die japanische „Souveränitätsde­

batte“). Viele darunter warnten vor der radikalen Demokratisierung der Staatsge­

walt. Die typische Erwiderung kam von Yoichi Higuchi, einem liberalen Verfas­

sungsrechtler, der auch gegen die LDP-Herrschaft kritisch war, aber theoretisch 

einen anderen Weg wählte. Higuchi schlug vor, dass die Aufgabe der Volksou­

veränität mit der Verfassunggebung beendet und sie „eingefroren“ werden solle. 

Seine These bedeutete also eine selbstbewusste Rückkehr zu Miyazawa. Alle pou-

voirs constitués sollten sich unter der Legitimität der Volkssouveränität, aber 

nicht als ihre Ausübung, betätigen. Der Grund dieser Zurückhaltung liege darin, 

dass er das Max Weber’sche „Prinzip der kleinen Zahl“ für richtig halte. „Die 

Herrschaft stammt immer von wenigen Leuten.“ „Das Volk ist immer das 

Fremde der Staatsgewalt.“ Direktdemokratie sei eigentlich unmöglich und werde 

von den tatsächlichen Herrschern mit dem Potential der Massenpropaganda 

leicht als verhüllende Ideologie missbraucht. Er sah diese Gefahr vor allem in 

Carl Schmitt, der als Rolle des souveränen Volkes, das „außer und über jeder ver­

fassungsgeseztlichen Normierung“ stehe, vor allem die Akklamation vorgelegt 

habe: z.B. „einem Führer oder einem Vorschlag zujubeln, den König oder irgen­
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deinen anderen hochleben lassen“. 

　Higuchi folgerte, dass, um diese Gefahr zu vermeiden, der anspruchsvolle Beg­

riff der Souveränität selbst zu vermeiden sei. Die Legislative und die Exekutive 

sollten als pouvoirs constitués eingeebnet und beschränkt werden, und, so fuhr er 

fort, auf die der Staatgewalt logisch gegenüberstehenden Menschenrechte solle 

Wert gelegt werden. Higuchi erkannte, anders als Sugihara, allerdings Rousseaus 

Gewaltenteilung, die, um die Tyrannei zu verhindern, „nur, aber alle gesetzge­

bende Gewalt“ auf das Volk konzentriert. In seiner eigenen Theoriebildung legte 

aber Higuchi die Souveränität bewusst beiseite, weil er, wie Sugihara, die Volks­

souveränität als den Anspruch der Direktdemokratie verstand und, gegen ihn, 

ihren Missbrauch fürchtete. Jedenfalls vernachlässigte auch er die demokratische 

Eigenschaft des Parlaments, weil er mit meisten japanischen Kollegen nicht an 

seine Modernität glauben konnte. Der Antagonismus à la Higuchi lag zwischen 

der Staatsgewalt im Ganzen und der „negativen“ Freiheit. Er stellte die Judikative 

als das die Staatsgewalt kontrollierende Organ dar und erkannte die Verfassungs­

gerichtsbarkeit an, während er die Spannung in dieser Schlussfolgerung ein­

räumte, dass auch die Gerichte, an die er mit dieser Erwartung herantrat, selbst 

zur Staatsgewalt gehören.  

　In der japanischen Souveränitätsdiskussion wird die Souveränität also nicht so 

verstanden, dass sie mit der Gewaltenteilung in einem inneren Zusammenhang 

steht. Das ist, ebenso wie beim Bundesverfassungsgericht, zwar ein großes Prob­

lem. Daraus folgt die Dämonisierung (Sugihara) und Verdrängung (Higuchi) dieses 

Begriffs. Der Verteidiger der Dämonisierung dürfte dem Befreiungspotential des 

allmächtigen Volkes zu viel vertrauen. Wer die Souveränität verdrängt, dürfte 

der Vernünftigkeit der gesetzgebenden Gewalt des Volkes zu wenig vertrauen. 

Auf den inneren Zusammenhang der Volkssouveränität und Gewaltenteilung, den 

Maus hervorgehoben hat, muss m.E. auch in Japan die Aufmerksamkeit gelenkt 
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werden. 

III.　Parlament als Volksvertretungs- und Staatsorgan

　In Japan spielt dagegen die Distanz zwischen Volk und Parlament eine bestim­

mende Rolle. Sugihara und Higuchi betrachten beide das Parlament als einen Staats­

apparat; der erstere nimmt ihm die eigentliche gesetzgebende Gewalt, um sie ans 

Volk zu verteilen, dagegen findet der letztere das unmöglich und erkennt die  

Gesetzgebung dieses „Staatsapparates“ an - allerdings, wie bei anderen Staatsap­

paraten auch, nur in den Schranken der Verfassung.

　Ich finde, dass diese Einordnung des Parlaments nicht falsch ist. Die Gesetzge­

bung gehört zwar zu den wichtigsten Rollen des Parlaments, und es hat keine Be­

fehlskompetenz in Fragen des konkreten Gewalteinsatzes. Aber die heutigen Ab­

geordneten erscheinen, wahrscheinlich in allen demokratischen Ländern, nicht so 

sehr wie mit Staatsgewalt konfrontierte Volksvertreter, als vielmehr wie Staat­

samtsträger, und ich glaube nicht ohne Grund. In dem parlamentarischen Regier­

ungssystem, das allein Maus in Wirklichkeit als mit Volkssouveränität vereinbar 

anerkennt, hängt die Regierung vom Vertrauen des Parlaments ab. Das bedeutet 

allerdings auch, dass die enge Zusammenarbeit von beiden nötig ist und dass ihre 

Konfrontation zu verschwinden neigt. Die Parlamentsmehrheit, die normalerweise 

die Mitglieder der Regierungsparteien bilden, rückt an die Regierungsseite, um 

ihre Machtposition zu verteidigen. Auch die Opposition bemüht sich vor allem, 

bei der nächsten Wahl die Regierung zu erobern. Beim Wahlkampf wird meistens 

darum gestritten, welche Parteien die Regierung bilden sollen. Die Aufmerksam­

keit wird auf die „Spitzenkandidaten“ und, nach der Wahl, die Spitzenpersonen 

konzentriert, und die „einfachen“ Kandidaten und Abgeordneten werden meistens 

nur als ihre Hilfskräfte betrachtet. Soweit die Regierung die Unterstützung des 

Parlaments braucht, denke ich, verwandelt sich das letztere eher notwendiger­
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weise zum Instrument der Regierungsbildung. Die Parlamentarier werden Re­

servespieler der Exekutivenmannschaft.

　Ich vermute, dass Maus’ trotz allem positive Einschätzung des demokratischen 

Charakters des Parlaments letzten Endes auf ihr Verständnis der deutschen Ge­

schichte beruht. Sie betrachtet die Verabschiedung des Ermächtigungsgesetzes 

von 1933 als Verfassungsbruch der „Staatsapparate und politischen Funktions­

eliten“, obwohl sich daran viele Abgeordnete der konservativen und bürgerlichen 

Parteien beteiligten. Allerdings könnte man ihre These verteidigen, weil diese Ver­

abschiedung nur mit der gewaltsamen Unterdrückung der nationalsozialistischen 

Regierung ermöglicht wurde. Sie schreibt außerdem 1980, also in der Zeit der so­

zialliberalen Koalition, dass zwar „das rechtspositivistische Vertrauen auf den de­

mokratischen Gesetzgeber ... sein eigenes Dilemma hat“. „Selbstverständlich ist 

die Progressivität des Gesetzgebers keine ‚ontologische Konstante‘“. Aber „nach 

deutscher historischer Erfahrung [sind] von der Legislative noch am ehesten pro­

gressive Innovationen zu erwarten“. 

　Gerade diese Erwartung haben sich japanische liberale und linke Verfassungs­

rechtler nicht zu eigen machen können. Wir Japaner haben fast die ganze Nach­

kriegszeit mit konservativer Parlamentsmehrheit und Regierung verbracht. Diese 

Situation hat, wie ich ausgeführt habe, die japanische Diskussion über Volkssou­

veränität sehr beeinflusst. Das Parlament sieht wie ein dem Volk gegenüberste­

hendes Staatsorgan aus, das um der Staatsräson willen durch die Gesetzgebung 

die Freiheit der Bürger einschränken möchte. Ich denke, wie schon erwähnt, dass 

auch im Allgemeinen diese Sorge einen guten Grund hat. In vielen parlamenta­

rischen Demokratien kann vom Gegensatz zwischen Parlament und Regierung 

kaum die Rede mehr sein, sondern nurmehr von der Distanz zwischen der poli­

tischen Klasse und normalen Bürgern. Der Stellenwert des Parlaments ist mind­

estens ambivalent, deswegen ist seine Gesetzgebungskompetenz nur mit pragma­
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tischen Gründen nicht hinreichend zu rechtfertigen. Wir brauchen einen 

theoretischen Grund, wenn wir die Gesetzgebung eines solchen Parlaments den­

noch aus Sicht der Volkssouveränität einräumen. 

IV.　Habermas, Maus und die japanische Diskussion

　Jürgen Habermas’ Theorie der deliberativen Politik bietet, so glaube ich, eine 

Möglichkeit dazu. Er legitimiert die Gesetzgebung des demokratischen Rechts­

staates mit dem Begriff „kommunikative Macht“, die „die konsenserziehende 

Kraft einer auf Verständigung gerichteten Kommunikation“ bedeutet und „sich 

nur in nicht-deformierten Öffentlichkeiten bilden“ kann. Obwohl er vorschlägt, 

„das Recht als das Medium zu betrachten, über das sich kommunikative Macht in 

administrative umsetzt“, entwickelt er daraus keine unmittelbare Gegenüberstel­

lung von diskursiver Öffentlichkeit und administrativer Staatsgewalt. Vielmehr 

hält er die institutionalisierte entscheidungsorientierte Beratungskörperschaft, das 

Parlament, für die Vermittlung zwischen ihnen für notwendig. „Eine informelle 

Meinungsbildung, die die politische Willensbildung vorbereitet und beeinflußt, ist 

von den Institutionalisierungszwängen einer auf Beschlußfassung program­

mierten Beratung unter Anwesenden entlastet.“ Die „von Beschlüssen entkoppelte 

Meinungsbildung“ in der Öffentlichkeit hat „den Vorzug eines Mediums uneinge-

schränkter Kommunikation”, und „[d]ie demokratisch verfaßte Meinungs- und Wil­

lensbildung ist auf die Zufuhr von informellen öffentlichen Meinungen angewiesen, 

die sich idealerweise in Strukturen einer nicht-vermachteten politischen 

Öffentlichkeit bilden.“ Die Öffentlichkeit muss also „schwach“, ohne rechtliches 

Zwangsmittel bleiben, um mit der freien Meinungsbildung die Legitimität der Be­

schlussfassung in repräsentativen Organen zu unterstützen.  

　Dann liegt aber die Befugnis der Beschlussfassung notwendigerweise nur bei 

den rechtlich institutionalisierten Organen. Natürlich betont Habermas, „Die parla­
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mentarischen Körperschaften sollen unter den Parametern einer in gewisser 

Weise subjektlosen öffentlichen Meinung arbeiten“. Die öffentlichen Diskussionen 

müssen auf die Beratung im Parlament Einfluss nehmen können. Die die Entschei­

dung programmierende, unter überwiegender Leitung der politischen Parteien 

laufende parlamentarische Beratung ist zwar notwendigerweise für periphere 

Fragestellungen weniger offen. Trotzdem ist sie ein notwendiger Teil des de­

mokratischen Rechtsstaats als Scharnier zwischen der die Gesellschaft bindenden 

Verabschiedung von Gesetzen und der Kommunikation in der Öffentlichkeit. 

Habermas’ Theorie beruht auf der Kopplung zwischen formellen und informellen 

Kommunikationen, die von der kommunikativen Macht normativ gefordert wird.

　Maus kritisiert umfassend die Habermas’sche deliberative Demokratie aus der 

Sicht der Volkssouveränitätstheorie der Aufklärung, aber ich denke, dass sich 

ihre scharfe Kritik letztendlich auf die folgenden Sätze konzentriert: Während die 

Volkssouveränität die „asymmetrischen Allokationen von staatlicher Gewalt und 

gesetzgebender Souveränität“ verdeutlicht, „bleibt in der sprachphilosophisch be­

gründeten Symmetrie demokratischer Kommunikation der realexistierende An­

tagonismus zwischen politischen Funktionären und Nicht-funktionären unterbeli­

chtet.“ „[N]iemand“ könne kommunikative Macht „besitzen“. „Volkssouveränität, 

die so in kommunikativ erzeugte Macht verwandelt ist, wird nahezu ubiquitär, 

verliert aber die Durchsetzungsfähigkeit“. Macht und Gewalt, Öffentlichkeit und 

gesetzgebende Entscheidung würden schließlich getrennt, mindestens könne nie­

mand das aufhalten.

　Aber mir scheint, dass in der parlamentarischen Demokratie, wie auch immer 

sie interpretiert wird, das Volk tatsächlich keine gesetzgebende Gewalt, sondern 

nur Möglichkeiten der Einflussnahme darauf hat. Maus selbst betont die Bedeu­

tung der basisdemokratischen „nichtinstitutionalisierten Volkssouveränität“. Nur 

„die gesellschaftliche Endkontrolle“ der institutionellen Gesetzgebung könne De­
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mokratie verwirklichen, deshalb solle „die restlose Verrechtlichung von Volkssou­

veränität“ ausgeschlossen werden. Diese außerrechtliche Basis hat allerdings kei­

ne „Durchsetzungsfähigkeit“, also kann niemand die Wirkung einer solchen 

Kontrolle gewährleisten. Ist es hier nicht die Überzeugungskraft der diskursiven 

Ansprüche, d.h. die subjektlose kommunikative Macht, die diese kontrafaktisch 

scheinende Kontrolle „von unten“ etwas realistischer macht? 

　Außerdem können die buchstäblich „gewaltlosen“ Bürger kein Entscheidungs­

organ institutionalisieren. Entscheidung bedeutet Abbruch der Diskussion. Wie 

kann der Abbruch ohne Gewalt überhaupt vollzogen werden? Damit das Mehr­

heitsprinzip angewendet wird, ohne zur Unordnung zu führen, muss das Ge­

setzgebungsverfahren diszipliniert werden, was schließlich nur mit der Gewalt­

drohung ermöglicht wird. Aber das bedeutet, dass selbst das Parlament, das zwar 

dem Volke nähersteht als die Exekutive und Judikative, prinzipiell nicht mit den 

gewaltlosen Bürgern identifiziert werden kann. Es verabschiedet auf ordentliche 

Weise viele Gesetze, die Regierung und Gerichte verpflichten, was aber nicht, wie 

Maus behauptet, Ausübung der Volkssouveränität selbst darstellt, sondern zeigt, 

dass es, im Gegensatz zum Volk, gut organisiert und deshalb beschlussfähig ist. 

Ich glaube, dass dieser Unterschied zwischen Volk und Parlament nicht unterbeli­

chtet bleiben soll, sonst bleibt gerade das theoretische Verständnis der Stellung 

des Parlaments unvollkommen. 

　Habermas’ Verflüssigung der Volkssouveränität entspricht gerade der Gewaltlo­

sigkeit der Bürger. Sie sind auf den zwangslosen Zwang des besseren Arguments 

angewiesen und fordern zugleich ein unter dessen Einfluss beschlussfähiges Bera­

tungsorgan. Der Stellenwert des Parlaments als Scharnier scheint mir deshalb 

treffend. Die Distanz zwischen Volk und Parlament, die die japanische Diskussion 

über Volkssouveränität empirisch vorausgesetzt hat, ist darin theoretisch begrün­

det. Ich meine, dass die Volkssouveränitätstheorie den Unterschied und Zusam­
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menhang von Volk und Parlament nicht vernachlässigen soll. Nur dadurch können 

wir die theoretische Aufgabe richtig erkennen, an das Parlament den Volkswillen 

effektiv zu vermitteln. Gerade weil das Volk selbst tatsächlich nicht be­

schlussfähig ist, muss doch seine gewaltlose, aber politische Macht in der Verfas­

sungstheorie klargemacht werden. Ich finde dazu die Darstellung Habermas’ von 

der „strukturalistisch[en]“ Verkoppelung von Parlament und informeller Mei­

nungsbildung in der Öffentlichkeit jedoch unzulänglich. In der Demokratietheorie 

muss der normative Stellenwert der „nichtinstitutionalisierten Volkssouveränität“ 

noch, hier Maus folgend, hervorgehoben werden. Eine Theoriebildung in dieser 

Richtung sollte auch zur Entwicklung der Volkssouveränität in Japan beitragen.    

*Revidierte Fassung meines Referats im Symposium „Verrechtlichung und Entrechtlichung von 

Herrschaft im 21. Jahrhundert: Internationale Tagung zu Ehren von Prof. Dr. Ingeborg Maus“, das im 

Januar 2004 in Frankfurt am Main stattfand. Maus ist am 14. 12. 2024 gestorben. Zum Andenken an 

jene heftigen und zugleich freundlichen Diskussionen mit Dir, lieber Ingeborg.
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